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Zweites Äbannement .

Ein Abonnement befiebt
au- 125 Nummern und
koütt 2 st. 42 kr. ; durch
die Dost bezogen für
Baden 3 st. 67 rr . Die
Bestellungen find für
jede- folgende Abonne,

ment zu erneuern.

Man abonnirt bei den»
nächftqclegenenPoftamte
in KarlSrube bei Malsch
und Vogel , von welchen
das Blakt auch im Buch-
bändlerw ''q zu beziehen

ist .

fMr . TT41 TÄES.i Verhandlungen der II . Kammer der badischen Stände i . J . 1844 . so . Juli.^

Herausgegeben von den Abgeordneten

Vajsermann , Vaum , Vissing , Vuhl , Gottschalk , v . Ihstein , FNathy , Nindeschwendcr , Sander , Welcher , Weller

und Anderen .

Rcdigirt von Karl Stein . — Druck von Malsch und Vogel .

99ste öffenliche Sitzung der 2 . Kammer .

(Schluß .)

Zittel fährt fort : Der Lehrer in seinen ärmlichen Ver¬

hältnissen , vielleicht gezwungen , der Noth seiner Familie

durch empfangene Wohlthaten abzuhclfen , wird die äußere

Achtung nie behaupten können , welche er haben muß , wenn

er segensreich auf die Jugendbildung einwirken soll . Nack-

allem diesem werden Sie , meine Herren , den Grundsatz ,

daß man die Lehrer so wohlfeil nehmen müsse , als sic zu
bekommen seien, nicht für richtig anerkennen können . Von

ganz andern Grundsätzen geht der Becichterstattcr der Mi¬

norität der Commission der ersten Kammer aus . Cr will

die Erziehung der Kinder als eine Sache der Eltern an¬

gesehen wissen . Die Schule sei eine Nachhülfe für die Eltern ,

welche diesen Theil der Erziehung nicht selbst übernehmen

können ; die Schule sei ebensowenig eine Anstalt deS Staates ,
wie der Kirche , sondern ihre Errichtung und Erhaltung
komme zunächst

'
den Ellern , den Gemeinden zu . In dieser

Beziehung fordert er alle Freiheit des Unterrichts , keine

Bevormundung weder des Staates , noch der Kirche , son¬

dern nur eine Beaufsichtigung beider , so weit cs ihre Pflicht

erfordert , für die bürgerliche und religiöse Erziehung der

Jugend Sorge zu tragen . Diese *
Grundsätze scheinen mir

durchaus richtig zu seyn , und sie allein vermögen den Streit

zu lösen , ob die Schule eine Staats - oder Kirchenanstalt

sei. Allein eine Geltendmachung derselben ist gegenwärtig
nickt zu erwarten . Der Grundsatz der Freiheit deS Unter¬

richtes gehl jedoch bei dem Berichterstatter der Minorität

keineswegs so weit , daß er cS den Gemeinden oder den

Ettern frei geben will , ob sie eine Schule haben wollen ,
oder nicht . Er will vielmehr überall Schulen und Schul¬

lehrer , und für diese einen angemessenen Gehalt , und zwar

selbst die Beihülfe deS Staates zur Aufbringung dieses

Gehalteö bis zu einem Minimum . Er stimmt daher den

Anträgen dieser Kammer auf die gesetzliche Erhöhung dieses

Minimums bis ans 200 fl . und beziehungsweise 200 fl .

bei . Da jedoch diese Anträge in der ersten Kammer nicht

durchdringen konnten , auch nicht zu erwarten ist , daß sie bei

einer nochmaligen Beralhung dort durchdringen werden ,

so glaubt ihre Commisston , daß diese Kammer davon ab¬

gehen müsse, damit eine Vereinbarung zu Stande komme .

Dagegen schlägt sie Ihnen vor , den ersten Commifsions -

antrag , den Gehalt der beiden ersten C l a s s c n

au f 200 fl . zu setzen , wieder aufzunehmen . Da der

Antrag , den geringsten Gehall eines LchrerS auf 200 fl.

zu setzen , in dieser Kammer daS vorigemal schon einstimmig

angenommen worden ist, und da doch anznnehmen ist , daß

hier die Interessen der Steuerpflichtigen vorzugsweise im

Auge behalten werden , so gicbt sic sich der Hoffnung hin ,

daß die erste Kammer diesen ! ermäßigten Anträge ihre

Zustimmung nicht versagen werde .

Bissing : Ich unterstütze den Antrag der Commission .

Befürchten Sic nicht , daß ich , wie eö der Commissionsbe¬

richt der ersten Kammer anzudeutc » scheint , über die Be¬

schlüsse jener Kammer , welche den unsrigen meist ent¬

gegengesetzt sind , einige Betrachtungen anstellen werde . Die

Beschlüsse dieser und der andern Kammer bedürfen wahr¬

lich keines CommentarS . Nur mein tiefstes Bedauern will

ich hier aussprcchen , daß cS dem jetzigen Landtage nickt mög¬

lich geworden ist, den wohlbegründeten Klagen des hochacht¬

baren Standes der VolkSscknllehrcr nachdrücklich abzuhelsen .

Den Freund der Jugend muß cS mit schmerzlichen Gefühlen

erfüllen , wenn seine heißen Wünsche , wenn seine gerechten

Erwartungen , die nicht im mindesten an Ueberlreibung gren¬

zen , vereitelt werden . Möge ein späterer Landtag schönere

Früchte tragen ! In dieser Hoffnung werde ich bestärkt durch

die würdige Erklärung der hoben Regierung , welche sic in

der ersten Kammer über die Bcsoldungsvcrbältniffe der bei¬

den untersten Lehrerklassen abgab — ich werde aber noch

weiter bestärkt durch die laute Stimme im Volke , welche die

Besserstellung der Lehrer laut verlangt , welche diejenigen
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Gemeinden , die in ihren Mitteln nicht allzusehr beschränkt
sind , einstweilen dahin bringen wird , ihrerseits für die
Schulen deffer zu sorgen ; reichliche Zinsen werden sie hiefür
entschädigen.

Knapp empfiehlt die Annahme des Beschlusses der
ersten Kammer , weil das Gegemheil zur Folge haben
würde , daß die Ledrer in ihrer bisherigen bedrängten Lage
bleiben müßten . Die nächste Pflicht für den Volksunter-
richt zu sorgen , sei allerdings Sache der Genie, »den ,
deren Wirksamkeit in dieser Beziehung aber nur daun
möglich sei , wenn inan der immer mehr einreißende»
Zeriplitkerung deö Gemeiiidevermögens kräftigen Einhalt
thue , und er glaubt, die Negierung auf die vielen Mißgriffe,

welche in dieser Hinsicht seit 1831 gemacht worden,
aufmerksam machen zu nrüffen .

I n il g h a n n s hat früher für eine DesoldungSerhöhung
bis zu 300 st . gestimmt und wird künftig immer für die
Besserstellung sprechen ; da er aber wüiischt , daß die Lehrer
wenigstens das eibalt>n möchien, was ihnen die Regie¬
rung bestimm ! Hai und er dieß bei dem Festhalten des
frühere » Beschtuffes bezweifeln muß , so stimmt er für die
Annahme deö Regie,iingsentwnrfs , wie er von der ersten
Kamu>er he , übergekommen.

Bei der A bstimmung wird der Commissionöanirag an¬
genommen .

Zit iel berichtet feiUtrNamenö der Commission über die
Mulhettung der eisten Kammer , die in Folge der Bisfuig ' schen
Motion über dir Rechtsverhältnisse der Schullehrer beschlos
sine Adresse betreffend .

Die hohe erste Kammer ist nach der Lieber ergangenen
Mlilbeitung der Adieffc in folgende» Anträgen beigclrelen :

Seine Königl Hobe » den Großherzog zu bitten :
I . Zbren g,treuen Ständen einen esetzciitwnrf vorlegen

zu lassen , welche, in Bezug auf das Volksschulgesetz
vom 28 - August 1835 die Bestimmungen enlhäll :

1 ) daß der § . 50 dabiu abgeändert wird , daß bei Be¬
rechnung der Pensionen der Werth der freien Woh¬
nung als firer Besoldungötheil mit einziirechiie» ist,
und daß dabei die Dienst .

'
ahre von der Anstellung

als Unterlehrer an , jedoch nicht früher , als von
zurückgelegiem fünfuntzwanzigsten Lebensjahre an ge¬
rechnet werden ;

2) daß der § . 39 eine Abänderung dabiu erhalte , daß
der Betrag des Schulgeldes nicht unter 48 kr. herab¬
gesetzt werben di rle , beziebungöweise in solchen Ge¬
meinden , in welchen das Schulgeld geringer ist , bis
auf diesen Betrag erhöht , den Gemeinden jedoch nach

Umständen gestattet werde , diese Erhöhung auf die
Gemeindckaffe zu übernehmen ;

3) daß in dem 8 - 43 da , wo von der Verwendung deö
auf den Unterlchrer fallenden Schulgeldes die Rede
ist die Worte „ oder für sonstige Schulgeräthe" ge¬
strichen werden ;

II. allergnädigst anordnen zu wollen , daß möglichst bald
auf die Creirung eines Uuterstützungsfonds für arme
Schullchrcr- Witiwcn und Waisen Bedacht genommenwerde .

Nicht beigetreten dagegen ist sie dem Antrag
1 . 4) daß der § . 40 dahin modifizirt werde , daß die Lehrerals wirkliche Mitglieder des Schulvorstandes, mit

Sitz und Stimme an dessen Berathungen Anthcil
zu nehmen haben , ausgenommen in den Fällen , in
welchen über ihre Person oder über ihre Dienstfüh -
rung verhandelt wird .

In dem Commiffionsbeilcht wird die Befürchtung aus¬
gesprochen , daß durch eine solche Bestimmung der Schul¬
lehrer mit dem ihm Vorgesetzten Pfaner in Opposition
gerathcn könnte. Diese Befürchtung beruht auf einer
unrichtigen Ansicht über die Verhältnisse . Wo der Schul¬
vorstand etwas , was die Person des Schullehrers betrifft,
zu beschließen hat , soll der Lehrer auch nach dem Antrag
dieser Kammer nicht stimmberechtigt sein . Wo es sich aber
um die Unt - rnchtsweise , den Lehrplan und dergleichen
handelt , da kann etwas Erspricsliches nur durch Bespre¬
chung und lsi bercinkoinmrii zwischen dem Schulinspektor
und den Lehrern zu Stande kommen. Man hat sehr Un¬
recht , wenn man sich hier ein militärisches Subordina -
liousverhältniß denkt ; ein solches besteht nicht , es kann
und darf nicht bestehen . Es würde das Gedeihen der
Schule gänzlich erdrücken . Es ist darum nicht cinzusehen,
wie eine abweichende Abstimmung das Verhältniß des
Lehrers gegen den Pfarrer stören könnte ; cs müßte das
j > auch schon bei der Aeußerung einer abweichenden An¬
sicht der Fall sein . Indessen ist die Sache nicht von großer
praktischer Dedentung. Es wird wohl sehr selten in den
Schulvorständen wirklich abgestimmt, und wenn es geschieht ,

so betrifft es in der Regel Geldsachen , also die Geniein-
desache , und hierin haben allerdings die Ortsvorstände die
Haupistimme . Da nun nicht zu erwarten ist , daß die
erste Kammer diesem Antrag , wenn er nochmals dorthin
gebracht würde , ihre Zustimmung erthcilen würde , viel¬
mehr die Adresse auch in ihren wichtigen Punkten gefähr¬
det schiene , so schlägt Ihnen die Commission vor , von
demselben abzugehen .

Die hohe erste Kammer hat ferner ihre Zustimmung
dem Anträge IV. a.
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daß in den Priester « und Predigerscminarien ein

pädagogischer CursuS mit Beziehung auf das Volks -

schulwescn in Baden ausgenommen werde , !

verweigert , weil diesem Wunsche bereits entsprochen sei .

Dich ist richtig , und cS ist daher von dem Anträge ab¬

zugehen .
Ebenso verweigert sie ihre Zustimmung dem Anträge IV . b .

daß wo möglich für die Schuttehrerseminan
'en ein

dreijähriger Cnrsus festgesetzt , und über den dadurch

etwa vermehrten Kostenaufwand Höchst Ihren ge¬
treuen Ständen eine Vorlage gemacht werde .

Als Hauptgrund führt sie dagegen an , daß dadurch die

Kosten für die Seminaristen zu groß würden . Im Ver -

hältniß zu den künftig zu erwartenden Gehalten würden

allerdings die so vermehrten Kosten für die Ausbildung zu
diesem wenig lohnenden Berufe zu drückend erscheinen .
Wir können daher für jetzt wenigstens diesen Antrag fallen

lassen .
Ferner wurde unserem Anträge IV . c .

daß in den Schulplan die Bestimmmung ausgenom¬
men werde , es sollen die gereifteren Schüler auf ge¬
schichtlichem Wege mit den Grundzügen der Slaats -

und Gcmcindeverfaffung bekannt gemacht werden ,
die Zustimmung verweigert . Den Gründen , welche demselben

entgegengehalten wurden , liegt offenbar ein Mißverständniß

zu Grunde . Diese Kammer wollte keine „ Kannegießereien "

in die Schule einführen ; sie wollte , baß der Gemeinsinn ,
die Vaterlandsliebe , die bürgerliche Tugend überhaupt
durch die vaterländische Geschichte und die Betrachtung
der vaterländischen Verhältnisse , so weit diese dem jugend¬
lichen Aller angemessen ist , geweckt und genährt werde .
Sic will keine Kannegießcrei , aber auch nicht jene Phi -

listerhaftigkeit , welche , nur für den eigenen Vorthcil be¬

sorgt , um daS öffentliche Wohl sich gar nicht bekümmert .
Indessen scheint die Verwerfung des Antrags nicht von
großer praktischer Erheblichkeit . Hat ein Lehrer Sinn für
die Sache , so ist ihm die Gelegenheit , in dieser Beziehung
auf die Jugend zu wirken , nicht benommen ; denn der
Unterricht in der vaterländischen Geschichte ist in den Lehr¬
plan ausgenommen . Hat er aber keinen Sinn dafür , so
ist eS besser , er thut Nichts . Aus diesem Grunde und
weil überhaupt keine Hoffnung ist , in der andern Kammer
einen andern Beschluß zu erwirken , so schlägt die Com¬
mission vor , von dem Anträge abzuzehen .

Der Antrag III . enthält Vorschläge zur Vereinigung
der Confeffionsschulen . Die erste Kammer ist diesen Vor¬
schlägen nicht beigetretcn , stellt aber den Antrag , die
hohe Negierung zu bitten , daß die betreffenden ärmeren

Gemeinden , welche durch die Errichtung und Unterhaltung
von zwei Schulen allzu sehr bedrückt würden , eine Unter¬

stützung aus der Staatskasse erhalten . Die Glünde gegen
die Vereinigung der Confeffionsschulen scheinen zwar der

Commission nicht überwiegend ; da jedoch einer baldigen
Vereinigung unter den jetzigen Umständen unüberstcigliche
Hindernisse im Wege zu stehen scheinen , eine Hülfe für
die bedürftigen Gemeinden aber dringend Notb thut , so

schlägt die Commission vor , dem Anträge der ersten Kam¬

mer beizutreten .
Bissing ist mit sämmtlichen Anträgen der Commission

einverstanden , nur nicht in Bezug darauf , daß den ärmeren

und kleineren Gemeinden , welche zwei Confeffionsschulen

zu erhalten haben , aus der Staatskasse eine Unterstützung

zu Theil werde — glaubt , daß hierdurch die Staatskasse ,
die in neuester Zeit allzu sehr belastet sei , wiederum stark
in Anspruch genommen werde und hofft , daß wenn auch

nicht in Bälde , doch nicht in entfernter Zeit eine Vereini¬

gung der Confeffionsschulen zu Stande kommen werde ;
der Redner trägt deshalb darauf an , dem Vorschlag der

ersten Kammer hinsichtlich einer aus der Staatskasse an
kleine Gemeinden zu leistenden Unterstützung für zwei
Schulen nicht beizutreten .

Ministcrialralh v . S t c n g e l bemerkt , daß der Abz .Bisstng
sich wohl dabei beruhigen könne , indem ja jedenfalls der -

Kammer freistehe , bei Vorlage des Budgets darüber zu
berathen und Beschluß zu fassen .

Bader : Es wird aber dadurch das Prinzip der Nicht¬

trennung der Confessionsschulen sanctionirt .

Platz glaubt , dagegen könne man sich verwahren ;
macht übrigens auf die vielen Hindernisse aufmerksam ,
welche dem Vorschlag einer Trennung im Volke selbst ent¬

gegen stehen würden und empfiehlt , um wenigstens Etwas

zu erhalten , das Gebotene anzunehmen -

Rettig erläutert , daß es sich ja nur von der Unter¬

stützung solcher bedürftiger Gemeinden handle , wo ent¬
weder schon zwei Schulen bestünden oder doch errichtet
werden müßten — die Regierung werde die geeignete
Größe des Beitrags schon ermessen und der Budgetcom¬
mission Vorlage machen .

v . Jtzstein erklärt sich gegen die Annahme deö Vor¬

schlags der ersten Kammer , weil er darin eine Sanction
des Prinzips der Nichttrennung erblickt , und er eine solche

Vereinigung , von deren Wvhlthätigkeit er überzeugt ist ,
aufrichtig wünscht . Er bedauert sehr , daß die Beiziehung
des Schullehrers zu den Consercnzen aus dem Grunde
der zu fürchtenden Collision mit dem Schnlinspcktor nicht

genehmigt werden will — weil er von der wohlthätigcn
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Wirkung einer vernünftigen Opposition in allen Zweigen
innig überzeugt ist , und cs für keinen Schaden ansehen
kann , wenn der Lehrer , welcher vielleicht das Wesen der
Schule und was ihr Noch thut , besser kennt als der
Schulinspcktvr , hier und da anderer Meinung sein wird .
Ebenso beklagt er , daß cs nicht erlaubt sein solle , den er¬
wachsenen Schüler » einen Begriff von ihren bürgerlichen
Rechten und Pflichten auf histo, »schein Wege beizubringcn -
Er glaubt , die Regie,ung müsse dieß selbst wünschen ,
kann aber bei der einstimmigen Erklärung der ersten
Kammer kaum irgend einen Erfolg für seinen Wunsch
hoffen .

Platz : Obgleich gegen die Bereinigung der Eonfessions -
schulen , verwahrt er sich dagegen , daß die Vcrwilligung
eine Sanction . des Prinzips der Richttrennung sein solle
und entscheidet sich für die den armen Gemeinden zu be¬
willigende Unterstützung , welche , er als eine nur vorüber¬
gehende Last der Staatskasse betrachtet . Er weist wieder¬
holt auf die großen Schwierigkeiten oder gar auf die
Unmöglichkeit hin , eine solche überhaupt zu Stande zu bringen
und mpfiehlt wiederholt die Annahme des Dargebotencu .
Daß durch eine Unterweisung in der Verfassung und den
Rechtsverhältnissen der badiichen Bürger in den Schulen
etwas Erlprieoliches geschehen könne , bezweifelt er sehr ;
dieß sei Sache der Erwachsenen , bei welchen sich die
Sache schon von selbst machen werde . Geschichtliche Un¬
terweisung , namentlich in der Landesgeschichte , sei ja vor -
geschrieben , und da werde ein vernünftiger Lehrer schon
von selbst historiich mittheilen , wie die Verfassung ent¬
standen sei u . s. w . , ohne daß es deßhalb eigener Vorle¬
sungen über die Paragraphen der Verfassung bedürfe .

B issin g muß der Behauptung des Abg . Platz , daß
nur ein vorübergehender Aufwand auf die Staats¬
kasse falle , geradezu widersprechen

'
. Die Ursache , daß die

Vereinigung solcher Eonsessioneschulcn bisher nicht statt¬
gefunden habe , bestände darin , daß einzelne Confessions -
verwandte — oft nur sehr wenige — darauf hartnäckig
bestanden seien , eine eigene Schule zu besitzen . Wenn
man nun dem Antrag der ersten Kammer entspräche , so
würden solche

'
Leute noch mehr in ihrem Eigensinn und

in ihrer Hartnäckigkeit bestärkt , und eS käme dann nie¬
mals die so wünschenswerthe Vereinigung der Schulen
zu Stande . Darum könne also auch jener Aufwand aus
der Staatskasse nicht als ein vorübergehender angesehen
werden .

Rettig sieht voraus , daß so lange die Schule nicht

, von der Kirche emancipirt sei — wovor sie Gott bewah¬
ren möge — keine Vereinigung der Confessionsschulen statt
haben werde und empfiehlt gleichfalls die Annahme .

Zittel erblickt gleichfalls in der Erleichterung der drücken¬
den Lage der Volksschullehrer keine Sanction des Prin¬
zips der Nichttrennung .

Der Antrag der Commission , sämmtlichcn Anträgen der
ersten Kammer bcizutrctcn , wird hierauf angenommen ; da¬
gegen der Antrag , daß in die neue Adresse die Bitte aus¬
genommen werde , die Regierung möge eine Summe zur
Unterstützung der bedürftigen Gemeinden ausnehmen , welche
die Kosten zweier Confessionsschulen nur mit großer Mühe
oder gar nicht aufzutreibcn im Stande sind — nach dem
Anträge des Abg . Bissing verworfen .

Die Tagesordnung führt hierauf zu der Erstattung des
zweiten CommissionSberichtS über den Gesetzes -
entwurf : die Besoldung und Pensionirung der
StaatSdiener und die Bcrtheilung der Er¬
spar n i ff e a n den Besoldungen , Gehalten und
Bureaukosten bctr . , erstattet von dem Abg . Hägelin .

Derselbe sagt in der Hauptsache Folgendes :
°
Die von

der zweiten Kammer angenommene Fassung deS Gesetzes -
entwurfS wurde von der ersten Kammer , mit Ausnahme
eines Punktes , angenommen . Sie hat nämlich die Bestim¬
mung deö § . 4 , welche die Verwilligung von Pensionen
über 4000 fl . schlechthin an die ständische Zustim¬
mung knüpft , dahin abgeändert , daß eine solche Verwilli¬
gung von der Zustimmung der absoluten Mehr¬
heit einer jeden der beiden Kammern Abhängig
gemacht werde .

Die Commission hält cs aber für bedenklich , auf eine
solche Aenderung einzugehen , indem der Regierungscntwurf ,wie ihn die zweite Kammer angenommen , eine Pensions -
erhöhüng , ohne weitere Beschränkung , von der ständischen
Zustimmung abhängig macht , es sich sonack von selbst ver¬
steht , daß diese Zustimmung auf gewöhnliche ver¬
fassungsmäßige Weise ei » geholt , beziehungs¬
weise ein solcher Finanzgcgenstand zunächst an die
z w e i t e K a in m e r gebracht und nach den Bestimmun¬
gen des § . 6 der Verfaffungsurknnde behandelt werden
müßte . Von dieser verfassungsmäßigen Vorschrift will
nun die andere Kammer im vorliegenden Falle ausnahms¬
weise abgchen , und sonach für sich solche Rechte in An¬
spruch nehmen , die zunächst der zweiten Kammer cingeräumt
sind , und zu deren Aufgeben die letztere weder Grund noch
Lust haben wird .

Die Commission der ersten Kamnier ging von der Ansicht
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aus , daß durch den Gesetzesentwurf der § . 9 des einen

intcgrirenden Theil der Verfassung bildenden Dienercdicls

abgeändcrt werde , indem sich die Krone des ihr dort ein -

geräumten RecktS , Pensionen über 4000 fl . auch ohne

ständische Zustimmung bewilligen zu dürfen , begeben habe ,

weßwegen sie ( die Commission ) zunächst auf Verwerfung
des in Frage stehenden Art . 4 antrug , dagegen in dem

Fall , wenn hierauf , wie geschehen , nicht eingegangcn wer¬

den sollte , doch wenigstens auf einer Gleichstellung der

Rechte beider Kammern bestehen zu müssen glaubte .

Nach dem B - richte dieser Commission wurde anerkannt ,

daß nach der Fassung des Art . 4 , wie ihn die Großh .

Regierung vorgelegt und die zweite Kammer angenommen ,
der fragliche Gesetzesvorschlag , in so weit er die Pensions -

erhöhung über 4000 fl . betrifft , gleich einem Finanzgesetz

dereinst zu betrachten und zu behandeln sei, nur glaubt sie,
die ihr dargebotene Gelegenheit dazu benützen zu müssen ,
ihre in Finanzsachen mehr beschränkte Wirksamkeit auf i

Kosten der zweiten Kammer zu erweitern .

Hierzu fehlt es aber an jedem stichhaltigen Grund , in¬

dem selbst in dem Falle , wenn man eine Rcchtövergcbung
von Seiten der Krone , wozu diese doch offenbar befugt

gewesen wäre , annehmen wollte , solche keineswegs zu Gun¬

sten der ersten Kammer stattgesunden , sondern vielmehr nur

ausgesprochen wurde , daß jene PensionSverwilligung über

4000 fl . nunmehr gleich jedem andern Finanzgcgenstand
behandelt , beziehungsweise zunächst der zweiten Kammer

zur Zustimmung vorgelegt werden müsse . Wenn man nun

auch einwenden wollte , daß die Entscheidung der Frage ,
ob ausgezeichnete , langjährige Dienste mit einer Pensions¬

erhöhung über 4000 fl . belohnt werden sollten , keine Finanz¬

sache, sondern die Bestimmung darüber Sache der Krone

sei , so darf doch nicht übersehen werden , daß in anderer

Beziehung die Entscheidung der Frage mit dem der zweiten
Kammer zunächst eingeräumten Geldverwilligungsrechte in
unmittelbarer Verbindung stehe, sodann davon weder gänz¬
lich noch theilweise getrennt werden kann , und daß in letz¬
terer Beziehung die Krone , wenn sic die erste Kammer hätte
ausnahmsweise begünstigen wollen , dies in ihrem
Gesetzcsentwurfe ausdrücklich erwähnt und nicht , wie ge¬
schehen , jene Pensionserhöhung schlechthin an die stän¬
dische Zustimmung geknüpft haben würde .

Diese Gründe dürften für die zweite Kammer hinreichend

seyn , auf die Acnderung der ersten Kammer nicht einzu - '

geben . Dies würde jedoch voraussichtlich das Nichtzustande¬
kommen deS ganzen Gesetzes zur Folge haben , was aber
weder in der Intention der Regierung , noch der beiden
Kammern liegt . Deßwegen scheint eine Vereinbarung wün -

schenSwerth zu seyn , und daS Mittel dazu glaubt die Com¬

mission in dem Strich des § . 4 des Gesetzesenlwurfs und
in der nochmaligen Ucberweisung desselben au die andere

Kammer zu finden , indem auf diese Weise die noch immer

streitige Frage , ob cS sich hier um ein Finanzgesttz handle
oder nicht , in so lange unentschieden bliebe , bis entweder

nach im Jahr 1848 abgelaufener Wirksamkeit des vorlie¬

genden Gesetzes ein neues , oder aber die schon längst zu-

gcsagte Revision des DieneredickS nähere Bestimmung
treffen wird . Die Commission stellt somit den Antrag :

„ Die zweite Kammer wolle sich dahin aussprechen , sie
ziehe vor , im Fall die erste Kammer von ihrem Be¬

schluß nickt abgehen sollte , den Art . 4 des Gesetzcs -
• entwurfS lieber gänzlich zu streichen . "

An der in abgekürzter Form flaktfindenden Berathung
hierüber nehmen einerseits die Abgeordneten Weller ,
v . Jtz stein und Sander , andrerseits Finanzminister

, v . Böckh und der Abg . Jnnghanns Theil .

Bei der Abstimmung wird die Weglassung des Art . 4
so wie die Annahme der übrigen von der Kammer beschlossen.

Die Tagesordnung führt auf die Diskussion des
von dem Abg . JunghannS erstatteten Commissionsbe¬
richts über den Gesetzesentwurf , die fernere Verzin¬
sung des Staatszuschusses zur Zehntablö -

sung betreffend .

Die allgemeine Diskussion beginnt Mayer : In dem

vorgelegten Gesetzentwurf erblicke ich gegen viele Zehnt «

pflickKge , welche an der Verzögerung der Ablösung selbst
keine Schuld tragen , ein Unrecht ; allein nach den Dis¬

kussionen der ersten Kammer und den Acußerungen des

Herrn Finanzministers in der Commission läßt sich für

diese nichts mehr rhu » , dcßhalb will ich keine Anträge
stellen . Aber eine andere Classe möchte ich schützen , jene
nämlich , welche schon längst Verträge abgeschlossen haben ,
aber den Staatsbeitrag nicht erholten und keine Zahlung
leisten können , weil die ssastenkapitalien nicht ausgemiktelt
sind , ja oft das Baufaktum noch nicht . Erlauben Sie mir ,
ein Beispiel anzuführen : Wenn mit dem 1 . Januar 1839

der Zehntbezug eingestellt ist und das Ablösungokapital
8,000 fl . beträgt , so macht der jährliche Zins L 5 Pro¬
cent . . 400 fl .

Diese bis 1 . Januar 1845 , für sechs Jahre ,
die Summe von . 2,400 fl.

Angenommen , man hätte es im höchsten Fall

für 4 Procent leihen können , so beträgt der

Zins für diese sechs Jahre . 1,920 „
somit entsteht in sechs Jahren ein Verlust von 480 st.

'
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Bei einer Gemeinde , deren Zehntablösungs -Kapital
"40,000 fl . beträgt , ergibt sich « tfo ein Verlust für sechs
Jahre ( das Fünffache ) mit 2, -100 fl . , erhält solche nur
3 */ * Procent , so ist der Verlust noch größer . Daher be¬
antrage ich noch einen weiteren Paragraphen in dieses
Gesetz aufzunehmen , dahin lautend :

„ Sobald daS Zehntablösungskapital zwischen den Pflich¬
tigen und dem Berechtigten durch gütliches oder gericht¬
liches Verfahren festgestellt , wenn auch das Lasten¬
kapital noch nicht ausgemittelt ist , so bezahlt das Fi¬
nanzministerium den Staatszuschuß mit Zins und Zin -
seszins an die Pflichtigen , beziehungsweise an den Be¬
rechtigten , so daß von diesem Zeitpunkt an die Pflich¬
tigen nur noch vier Fünftel des Ablösnngskapitalö zu
tragen haben "

Sander unterstützt den Antrag und beantragt weiter :
Den Wunsch zu Protokoll niedcrzulegen , daß die Negie¬
rung bei Domanial - und kirchenärarischen Zehnten die
Ermächtigung ertheilea möge , daß das bestimmte Zehnt¬
ablösungskapital , auch wenn das Lastenkapital noch nicht
ausgemittelt sei, den Pflichtigen abgenommen werden dürfe .

Negenauer erläutert , daß die Negierung auf die
von dem Abg . Mayer vcrgeschlagene Abänderung einer
mit gutem Vorbedacht zur Beschleunigung der Zchntablö -
sung getroffenen Gesetzesbestimmung nicht abgehen werde ,
weil durch die Annahme deö Antrags das Interesse an der
Betreibung der Abschätzung wegsallen und somit diese liegen
bleiben weide . Den Vorschlag des Abg . Sander hält er
für überflüssig , weil ein ganz ähnlicher Wunsch bei ande¬
rer Gelegenheit bereits in eine Adresse ausgenommen wor¬
den sei .

Mayer prophezeit , daß im Gegentheil die Nichtan¬
nahme seines Vorschlags die Abschätzung noch zehn Jahre
hinaus ziehen werde .

Sander bemerkt , daß in der Regel nicht die Gemein¬
den es seien , welche die Lastenabschätzung verzögerten , —
ein entschiedener Widerstand gegen den gemachten Antrag
von Seiten der Regierung setze diese dem Verdacht aus ,
als gehe sie darauf aus , die Leute durch langes Hinhalten
zu vermögen , daß sie von ihren wohlbegründeten Ansprüchen
abstündcn .

Neichenbach . Der § . 1 bestimmt die künftige Zins¬
zahlung vom Staatszuschuß nur noch auf 3 '/i Proccnt ,
ohne Zinscszins . Der Commiffionsbericht sagt : Die Com¬
mission erkennt diese Verzinsung dankbar an . Auch ich will
diese fernere Verzinsung dankbar anerkennen ; allein ick bin
überzeugt , daß es ein Akt der Gerechtigkeit gewesen wäre ,
wenn man diese Gelder fortan mit 4 Proccnt und mit

Zinscszins verzinst , oder den Pflichtigen , wie ich früher
den Wunsch aussprach , abschläglich an ihren Kapitalien
abgeschriebcn hätte . Einen Antrag auf höhere Verzinsung
will ich nicht stellen , weil ich zur Annahme eines sol¬
chen keine Hoffnung habe ; aber darauf will ich auf¬
merksam machen , daß z . B . , wenn die Zehntpflichtigen
einer Gemeinde 50 .000 fl . Ablösungskapital haben , die
Staatskasse ein Fünftel mit 10,000 fl . übernehmen muß .
Von diesem Fünftel muß nun die Gemeinde der Staats¬
kasse jährlich 500 fl . Zinsen zu 5 Procent bezahlen , und er¬
hält von ihr nur 350 fl. gutgeschrieben , wornach der Staat
an dieser Gemeinde jährlich 150 fl . rein gewinnt , was eben
die Zehntpflichtigen verlieren . Die Beurtheilung , ob ein
solches Verfahren billig und gerecht ist , will ich jedem
Unbefangenen überlassen ; so viel ist gewiß , daß die Zehnt¬
pflichtigen bis zum Jahr 1850 durch zu viel bezahlte Zin¬
sen wieder ein volles Viertel am StaatSzuschuß ver¬
lieren , abgesehen der vielen Lasten aller Art , welche man
den Gemeinden durch diese Zehntablösung ausbürdct . Be¬
trachtet man die Sache überhaupt beim Licht , so muß in
der Größeansmessung der Lasten und Vortheile die Wohl -
that des Zehntgcsetzes für die Zehntpflichtigen beinahe
wieder verschwinden .

Knapp ist der Meinung , wenn man mit Ernst die
Zehntabiösnng gewollt , so hätte cs dieses Gesetzes nicht
bedurft , — werde der Antrag des Abg . Mayer nicht an¬
genommen , so komme voraussichtlich das Geschäft noch
lange nicht zu Stande , wogegen cs größtcnthcils zu Ende
wäre , wenn eine solche Bestimmung früher gegolten hätte .
Er sieht auch in der Annahme nirgends eine Gefahr , weil
ja die Gemeinde als solche immer da bleibe und tenent sei.

Bei der Abstimmung wird der Antrag des Abg . Mayer
verworfen und der Artikel 1 nach dem Vorschlag der Com¬
mission angenommen :

Art . 1 . „ Den Zehntpflichtigen , welche die nach § . 12 des
Zehntablösungsgesctzes vom 15 . November 1833 zur Er¬
langung des Staatszuschusses erforderliche Vorlage der Ab «
lösungsurkunde an die Finanzbehörde und die Bezeichnung
der zum Empfange der Zahlung Bevollmächtigten erst
nach dem 1 . Januar deö laufenden Jahres bewirkt haben ,
oder künftig bewirken , werden aus dem Betrage , zu wel¬
chem der Staatszuschuß sammt Zins und ZinseszinS bis
ersten Januar angcwachsen ist , von diesem Tag an ein¬
fache Zinsen zu drei und einem halben Procent jährlich
berechnet , und bei dcreinstiger Erhebung deS StaatSzu -
schuffcs mit verabfolgt ."

Art . 2 . wird nach dem Vorschlag der Commission in fol¬
gender Fassung angenommen :
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„ Diese Zinsvergütung wird bis zum Tage der Erhebung

des StaatSzuschuffes , da jedoch wo die Erhebung erst nach

dem Jahre 1849 erfolgt , nnr bis zum Ablauf deö gedachten

Jahres geleistet . Wann im eiiizelnen Falle die Erhebung

bewirkt werden will , haben die zum Empfange der Zahlung

Bevollmächtigten der Amortisationskasse drei Monate vor¬

her anzuzeigen . "

Art . 3 lautet : „ Zehntpflichtige , deren Ablösungsur¬

kunde nicht vor dem Januar d . I . ausgesertigt worden

ist , haben auf die in den Artikeln 1 und 2 bestimmte Zins¬

vergütung nur dann Anspruch , wenn sie Nachweisen , daß

vor dem 1 . Januar d . I . entweder

1 ) die Urkunde über das gütliche Urbereinkommen , wo¬

durch das Zchntablosungskapilal festgesetzt worden ist,

nach § . 53 deö Zehntablösungogcsetzes dem Bezirks¬

amt eingereicht , oder
2 ) über die Festsetzung des Zehntablöfungskapitals das

in den §§ . 58 —60 des Gesetzes bezeichncte gerichtliche

Verfahren eingeleitct wurde . "

Der von dem Abg . Weller hiezu gestellte Antrag :

„ auch auf die , welche über den Umfang des Zehntrechts

noch im Proccß mit dem Berechtigten stünden , die Wohl -

that der Fortverzinsnng auszudcbncn re . " — wird von der

Kammer genehmigt . ( Bei gleicher Stimmcnzahl , 19 gegen
19 , gab der Präsident den AuSschlag für die Annahme ) .

Dagegen werden die von dem Abg . Sander gestellten

Anträge : 1 ) den 1 . Januar 1846 als Termin zu bestim¬

men ; 2 ) fcstzusctzcn, daß überhaupt ein Bertrag zu Stande

gekommen sehn müsse , abgesehen von einer Bezugnahme

ans § . 53 des Zchntablösungögesetzes und einer Einreichung
an das Bezirksamt — verworfen . Der weitere Antrag des¬

selben im Satz 2 auch das schiedsrichterliche Verfahren mit

aufzunehmcn , wird angenommen .
Art . 4 lautet :

„ Sind die Bctheiligten von dem gütlichen Uebcreinkom -

men (Art . 3 Satz 1 ) wieder abgegangcn , oder ist über die

Gültigkeit desselben ein Rechtsstreit entstanden , so genügt
es , wenn das im Art . 3 Satz 2 erwähnte gerichtliche Ver¬

fahren auch erst nach dem 1 . Januar d. I ., aber doch

innerhalb drei Monaten von dem Zeitpunkt an cingcleitet
wurde , wo daS gütliche Ucbercinkommcn von den Betbei -

ligten freiwillig wieder aufgehoben oder durch rechtskräf¬

tiges Urthcil außer Wirksamkeit gesetzt ward . "

Er wird , vorbehaltlich der Redaction , mit Bezug auf
den genehmigten Antrag des Abg . Weller angenommen .

Art . 5 wird angenommen . Er lautet :

„ Haben die Zehnlpflichtigcn auf das nach Art . 3 Satz 2

kingcleitete gerichtliche Verfahren oder auf den über die

Gültigkeit eines Uebereinkommens entstandenen Rechtsstreit ,

ohne daß ein Vergleich abgeschlossen wurde , wieder ver¬

zichtet oder den Rechtszug erlöschen lassen ( Proceßordnung

88 . 802 und 809 ) , so gilt dieß bei Anwendung obiger

Bestimmungen eben so viel , wie wenn das gerichtliche

Verfahren , beziehungsweise der Rechtsstreit , gar nicht be¬

gonnen hätte . "

Art . 6 lautet : „ Die im Art 3 verlangte Nachweisung ist

durch ein Zeugniß des Bezirksamts zu liefern , welches der

Frnanzbehörde ( Hofdomänenkammer , Zehntsekiion ) mit Ein¬

reichung der Ablösungsin künde , oder Falls diese bei Ver¬

kündung deö gegenwärtigen Gesetzes schon eing »reicht wäre ,
binnen sechs Woche .! vorgelegt wird .

Die Finanzbchörde erkennt hierauf , so weit nöthig , nach

weiterer Vernehmung des Bezirksamts , ob der Anspruch

auf ZiiiSvergülling begründet ist, ober nicht . Bei ablehnen¬

dem Erkenntnis ! können die Zehnipflichligcn binnen vier

Wochen an das Finanzmiiiisterluiu Rekurs ergreifen Die¬

ses entscheidet kollegialifch und ein weiterer Rekurs findet

nicht statt . "

Weller stellt de» Antrag : nach der Wahl des Zehnt -

pflichtigen , zur Beseitigung von allem Mißtrauen , den

Rekurs an das Finanzmiiiisterinm oder an daS Oberhof¬

gericht zu gestalten . — Er wird von Basler mann ,
v . Jtzstein und Mehreren lebhaft unterstützt ; von Seiten

der Regiernngskommlssivn und der Abgeordneten Weizel ,

Regenaner und des Berichterstatters wird dagegen gel¬

tend gemacht , daß in der RekurSverweisung an das Finanz¬

ministerium kein Nachthcil für die Pflichtigen zu sehen sei ,
da dieses schon durch die Vorlage des Gesetzes seine Für¬

sorge für dieselben lukhätiget habe , auch seiner Stellung

nach berufen sei , weniger streng die Erfüllung aller For¬

men zu verlangen , als dies von einem Gerichtshof gefor¬

dert werden müßte . Zudem werde von einem aus Juristen

und Sachverständigen zusammengefitzien Eollegiiim ein bes¬

seres Urtbcil zu erwarten fepn , als von Juristen allein ,
wobei die heute , wenn sie ihren Prozeß verloren , auch noch

die Kosten hätten .
v . Jtzstein entgegnet , in Fällen , wo nicht das Finanz¬

ministerium gleichsam Partei nehme , werden sich die Pflich¬

tigen gerne an dasselbe wende » , z . B . in Kircheiizehutstrci -

tigkciten ; allein er ( der Redner ) möchte als Finanzmistcr

nicht Richter in eigener Sache seyn , wie z . B . bei den

Domanialzehnten .
Sander beantragt den Stiich der Position und even¬

tuell die Aufnahme der Bestimmung : „ daß auch die An -

spruchsberechtigtcn vernommen werden müssen, " — weil er

eö für die offenbarste Rechtsverletzung hälr , Jemanden sein
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Recht auf ZinSanspruch zu nehmen , ohne ihn nur darüber
gehört zu haben .

Der Antrag auf Strich wird verworfen , dagegen der
eventuelle Vorschlag angenommen .

Bei der namentlichen Abstimmung über den ganzen Ge -
sctzeSentwurf wird derselbe einstimmig angenommen .

Dem Abg . Binz wird ein Urlaub auf 6Tage verwilligt .
Schluß der Sitzung .

lOOste öf f entliche Sitzung der L . Kammer .
Karlsruhe , den 3 . Juli 1844 . Unter dem Vorsitze

des Präsidenten B e k k. Auf der Negierungsbank :
Finanzminister von Böckh und Ministerialrath Kühlen -
th a l .

Folgende Eingaben werden vorgclegt durch die Abgeord¬
neten

Buhl : Petition deö Zimmermeisters Joseph Obcrle zu
Waldshut , Forderung an das Domäncnärar betr .

M a t h y : Petition des Gemeinderaths von Constanz ,
die Errichtung einer Staatsstraße von Engen nach Ra -
dolfSzell betreffend . — Der Ucbcrgcbcr bemerkt hiezu , daß
die Stadt Constanz keine von denen sei , welche die Kam¬
mer allzusehr mit Petitionen zu behelligen pflege , wenn sie
aber einmal eine Bitte stelle, so sei es auch gewiß eine ge¬
gründete , wie die vorliegende ( waS er namentlich ausein¬
ander setzt ) , welche er der besonder » Rücksicht der Commis¬
sion und der Kammer empfiehlt .

DaS Secrctariat legi vor eine Petition des Rektors
C . Stoll zu Mosbach , verschiedene Desiderien , das Schul - , s
Aktuariais - und Advokatenwescn betreffend . !

Die Abg . Weizel und v . Neubronn übergeben ihre
Berichte ; Erstcrer über das Einführungöedikt zum Straf¬
gesetz , der Andere über das Budget der Badanstalten .

Tie Tagesordnung führt hierauf zur DiSkuffion über
den Bericht des Abg . Dörr , das Budget deö Fi¬
nanzministeriums , insbesondere die Berg - und
H ü ! te n v e r >v al t u n g betreffend .
Einnahme . Aus verpachteten Liegenschaften fl .

jährlich . 15,787
Aus Berg - und Hüttenprodukten . . . 871,257
AuS verschiedenen Einnahmen . 19,972

907,016

Ausgabe . Lasten jährlich . . . . . . . 3,356
Allgemeiner Verwaltungsaufwand . . . 18,823
Delricbskosten . . . 769,850

792,034 I

Die Reineinnahme mit 114,982 fl . steht um 38,222 fl.
niederer als für 1843 . Unter diesem Reinertrag ist auch
jener des vor Kurzem erkaufte » Eisenwerks St . Blasien
begriffen ; da nun außerdem der Aufwand für Gebäude
um 22,741 fl . niederer steht als früher , so ist dieses Resul¬
tat kein günstiges , und eS läßt sich für den Betrieb unse¬
rer Eisenwerke auch für diese Budgetperiode kein günstiges
Resultat voraussehcn ; cs steht ihnen vielmehr noch ein ge¬
drückterer Zustand in Aussicht , wenn sie nicht durch erhöhte
Zölle gegen die englische Uebermacht geschützt werden . Der
Reinertrag sinkt auf eine ganz unbedeutende Summe herab ,
wenn man die Zinsen des Betriebsfonds in Rechnung
bringt , welche sich aus einem Vermögen von 1,815,844 fl .
31 kr . zu 3 ‘A Prvcent auf 63,554 fl . berechnen .

Die einzelnen Positionen werden ohne Erinnerung an¬
genommen .

Diskussion des Berichts des Abg . Martin , über
das ordentliche und nachträgliche Budget
der Steuer - und Z o l l v e r w a l t u n g.

S t c u e r v e r w a l t i! n g .
Einnahme . Direkte Steuer . 1844 . 1845 .

Grund - und Häusersteucr 1,912,275 fl 1,905,509 fl.
Gewerbstcuer . 666,656 „ 674,894 „
Firir >e Steuer . 1,470 „ 1,470 „
Bcrgsteucr . . 161 „ 161 „
BeförsteruiigSsteuer . . . . 18,674 „ 18,674 „
Flußbaubeiiräge . 92,292 „ 92,292 „
Dammbaubciträgc . . . . 7,710 „ 7,710 „
A - cisaversum der Wcinhändlcr
Steuernachtrag , Ersatz und Ab -

7,755 „ 7,755 „

gang an Passiven . . . 28,593 „ 28,593 „

Klassensteuer mit Nachtrag , Er -
2,735,586 fl . 2,737,058 fl.

satz re . 137,765 fl . 137,765 fl.
Die Comnüffion trägt auf Bewilligung dieser Ansätze

an , welche der Bericht ausführlich erläutert . Die Abnahme
der Grundsteuer erklärt sich durch das Abschreibcn der
Zehntkapitalicn in Folge der Ablösung . Die Zunahme der
Häusersteuerkapitalien ist geringer als jener Abgang . Die
übrigen Ansätze beruhen auf Durchschnitten und auf den
Ergebnissen der jüngsten Vergangenheit . Der auf dem Land¬
tag von 1842 auf Revision der Waldsteuerkapitalien ge¬
stellte Antrag wird wiederholt und cs ist zu erwarten , daß
demselben entsprochen werde , sobald die Vcrnieffnng und
Einrichtung der Forste vollendet sein wird . Der Wunsch
nach einer Catastervermessung wird nicht weiter erörtert ,
da eine in der ersten Kammer begründete Motion hiezu
Gelegenheit geben wird .
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H . Indirekte Steuern . fl.
Weinaccise . . . . . . . . jährlich 307,602
Weinohmgeld . . 394,833

Aversum von Weinacris und Ohmgeld . . 5,557
Bieraccise . . 3 J 5,396
Branntweinkesselgeld . 25,340
Schlachtvichaccise . . . 325,800

Kauf-, Schenknngs - und Erbschaftsaccise . 569,166
Ersatz und Abgang an Passiven . . . . 229

III Justiz - und Poliz eigefälle . . 1,068,470
IV . F orstgeri ch ts g cfäl l e . 121,138
V . Versckiedene Einnahmen . . . 50,155

3,183,686
Sämmtliche Positionen werden unverändert angenommen .

Ausgabe . I . Lasten und V c r w a l t u n g s k o st e n .
1844 . 1845 .

Der allgemeinen direkten Steuer 186,627 fl . 186,669 fl .

Der Classensteuer jährlich . . . 8,672 „
Der Rückcrsatz der Gefällsteuer von abgclösten Zehen¬

ten von 23,837 fl. wird mit Zustimmung des Herrn
Finanzministcrs um 12,000 fl . herabgesetzt , weil bei der

Aenderung des Stcuerjahrs nicht mehr so viele Rücker¬

sätze Vorkommen und weil die Ablösungen von Zehenten
wahrscheinlich nicht so schnell erledigt werden , als bei

Aufstellung des Budgets angenommen wurde.
II . Lasten und Verwaltungskosten

der indirekten Steuer jährlich 130,972 fl.
III . L a st e n u n d V e r w a l t u n g s k o st e n

der Justiz - und Polizeige¬
fälle jährlich . 138,489 „

Die hierunter befindlichen Strafantheile der Dcnuncian-
ten im Voranschlag von 11,307 fl . werden von der Com¬
mission auf 8000 fl . herabgesetzt, weil durch die früher
hcschlossenc Verwandlung diese Gebühren für die Polizei-
diencr in Aversen eine Minderung begründet sei. Auf
den Vorschlag des Herrn Finanzministers wird eine wei¬
tere Herabsetzung auf 5137 fl . beschlossen .

IV . Lasten und Verwaltungsko¬
sten der Forstgcrichtsgefälle
jährlich . 90,171 fl .

V. Lasten und Verwaltungskosten
der verschiedenen Einnahmen
jährlich . 18,163 „

VI. Ge in einsame Lasten und Ver¬
waltungskosten jährlich . . . 221,896 »

Zu der Position „Hcbgebühr " bemerkt der Abg. Mathy ,
daß die Dienststunden der Accisoren zu spät anfangen und

zu früh aufhören, wodurch namentlich die Weinhändler,

Wirtbe und Metzger in ihren Gewerben beeinträchtigt
und der Staat an dem Ertrag der Abgaben verkürzt
werde .

Ministerialrath K ü h l c n t h a l hält die Dienststunden für
hinreichend ; wenn übrigens GewcrbsleuteGrund zu Klagen
hätten , so möchten sie sich bei den Behörden beschweren.

Bei den Kosten für daS Aufsichtspersonal fordert die
Negierung eine Erhöhung der Gehalte der Steueraufsehcr
im Gesammtbetrag von 10,410 fl . Die Commission schlägt
vor, die Forderung nicht zu bewilligen . Es entsteht hier¬
über eine längere Erörterung, an welcher die Negierungs-
commissäre und die Abg . Schaaff , v. Jtzstein , Re¬
gen au er und Mathy Theil nehmen , in deren Folge
die Position an die Commission zurückgcwicsen wird .
Dasselbe geschieht auch bezüglich auf einen Vorschlag des
Herrn Finanzministers , die Anzeigegebühren der Steuer¬
aufseher , wie bei den Polizeidienern , in ein Aversum zu
verwandeln — nach einer Diskussion zwilchen den
Regierungscommiffärcn und den Abg . Trcfurt und
Schaaff .

Der Schlußantrag der Commission, die Gesammtein -
nahme von 6,057,037 fl . (für 1844 ) und von 6,058,509 fl .
( für 1845 ) und die Ausgabe von 779,846 fl . ( für 1844)
und von 779,888 fl . ( für 1845) zu genehmigen, wonach sich
die Reineinnahme bei der S t c u e r v e r w a l t u n g stellen
Wird auf 5,277,191 fl . , beziehungsweise 5,278,621 fl .
wird von der Kammer angenommen .

Zollverwaltung .

Einnahme . 2,217,177 fl.
Bezüge aus der Vereinskasse zusammen ( 1844) 414,381 „

ii ii ii ii ii ( 1845 ) 415,269 ,,

Bassermann bemerkt , daß seine frühere Ansicht in
Betreff der Preise des englischen Eisens bereits ihre
Bestätigung gefunden habe , indem diese Preise um 40°/,
gestiegen seien , also der verlangte Schutzzoll auf Eisen
nicht nöthig sei.

Mathy entgegnet , daß nicht behauptet worden sei , die
Preise würden auf dem niedern Stand bleiben , sondern sie
würden im Gegeniheil steigen , sobald der Zweck , die
deutsche Eisenindustrie zu Grunde zu richten , erreicht sei.
Dieß sei theilwcise schon geschehen und darin möge die
Ursache des neuerlichen Steigcns der Preise liegen .

Finanzminister v . Böckh fügt bei , daß auch die Nach¬
frage nach Eisen stärker geworden , wovon eine Preiser¬
höhung die natürliche Folge sei.

Sander : Ungeachtet der Preiserhöhung sei ein
Schutzzoll immer noch angemessen , um die deutsche Jndu-
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strie vor den Fluktuationen der englischen Preise unab¬

hängig zu machen .
Von der großen Summe von durchschnittlich jährlichen

96,207 fl . i welche das Einnahmebudget der Position

„ Rheinoktroi " bilden , wovon an unserm Ufer die Schifffahrt
öder der Handel auf dem freien deutschen Rhein
belastet ist , nimmt der unte der Ausgabe erscheinende

Kostenaufwand über drei Viertbeilc weg , so daß der

Staatskasse nur noch 21,420 fl . übrig bleiben , und unter

der Position „verschiedene und zufällige Ausgaben " erscheint
die an Preußen zu leistende Rhcinzollvergütung mit

25,800 fl - , so daß die Staatskasse nicht nur obigen Zu¬

schuß wieder hinauogeben , sondern die Summe von 7380 fl .

noch dazu legen daif . Diese Betrachtung scheint der

Commission eine so unerfreuliche , daß sie , obwohl mit

Umgebung cineö besonder » Antrags , die Erwartung auö -

fpecchen zu müssen glaubt , „ die Regierung möge fortan

auf eine günstigere Gestaltung dieser Zustände hinzuwir¬
ken bedacht sein ; überhaupt sich bemüben auf Erleichterung
der Schifffahrt und auf Begünstigung des Handels hin¬

zuwirken ;
" — worauf Finanzininistcr v . Böckh erwie -

dert , die Regierung bade bereits darauf Bedacht genom¬
men und werde cs auch ferner thun .

Bei der Position Nbeinbrückengefälle ( 80,000 fl . ) er¬

heben sich die Abg . Bassermann , Weller , Hecker
und G erbel auf sehr eindringltche Weise für eine Her¬

absetzung des Brückengelds in Mannheim , und wünschen
eine Begünstigung besonders für Fuhrwerke . Sie be¬

gründen ihr Verlangen namentlich durch Hinweisung auf
die neuern Verhältnisse der von der baicrischen Regierung

so sehr begünstigten ehemaligen Rheinschanze ( nunmehr

LudwigSbafe » ) und führen aus , daß sogar ein Vorthei ! ,
n >chl nur für Mannheim insbesondere , sondern nothwenlig

auch für das Zntereffe des Landes im Allgemeinen dar¬

aus er » achsen müsse ; Bu b l schließt sich ihnen an , so

wie der Abg . Schaatf , welcher noch die Rücksichten für

den Fruchtmark , binzusügt . Von dem Regierungscom -

inissär Finanzminister v. B ö ck h und den Abg Regenauer
und Knapp wird hauptsächlich entgegengehalten ,

daß es an der Stadt sei , zuerst mit dem Beispiel von

Herabsetzung des Pflastergeldes und dcS Oktroi voranzu¬

gehen und Letzieier will im Fall einer Herabsetzung des

Mannheimer Brückengelds , ti >se Minderung auf alle

Drücken im Lande ausgedehnt wissen .
Hecker hält entgegen , daß , wenn das Pflastergeld ein

Hemmniß sein sollte , so würde von Seiten der Stadt

ganz gewiß in dieser Beziehung Etwas geschehen » wenn
man sähe , daß die Regierung ein Mal einen Anfang

mache ; — die Verwendung von 40,000 fl . in jeder Dud -

getperiode für Straßenpflaster werde übrigens wohl die
Erhebung eines Pflastcrgeldes von 8 kr. rechtfertigen .

Da kein besonderer Antrag deßhalb gestellt ist , so wird
der Gegenstand ohne eine Beschlußfassung verlassen .

Ausgabe I . Lasten und Berwal¬
tu n g s k o st e n der Bezüge aus der

Vereinskasse jährlich . 569,165 fl .
II . Lasten der unmittelbaren Ein¬

nahmen . 128,719 „
III . Gemeinsame Lasten u n d V er -

waltungökosten für 1844 . . . . 207,716 „
für 1845 . . . . 200,257 „

Gegen die im ordentlichen Budget vorfiudliche Min¬

derung in den Gehalten von 1200 fl . wird die geforderte
Besoldung eines zweiten Revisiionsbeamten mit 1000 fl.
bewilligt .

Die weiter im nachträglichen Budget geforderte Zulage
für den Direktor und die Diurnisten wird auf Antrag der

Commission abgclehnt .
Gegen die obigen Positionen wird nichts erinnert , und der

Gesammteinnahme von 2,633,691 fl . , beziehungsweise
2,635,646 fl . , so wie der Gesammtausgabe von 905,980 fl .,
beziehungsweise 898,961 fl ., wodurch sich die Reineinnahme
der Zollverwaltung auf 1,727,711 fl . , beziehungsweise
1,736,685 fl . stellt , die Zustimmung ertheilt .

Diskussion über den Bericht des Abg . Dörr ,
das Budget der S a l i n e n v e r w a l t u n g betreffend .

Die Gesammteinnahme ist angeschlageu zu
jährlich . 1,341,456 fl.

Die Ausgabe . . 432,089 „
Reineinnahme . . 909,367 fl .

Die reine Einnahme steht um 63,867 fl . höher , wie jene ,
welche der Finanzetat von 1825 mit 845,500 fl . nach¬
weist , wo dje Resultate der eigenen Salinen erstmals im

Buvget erscheinen , und das Salz mit 4 kr . per Pfund
verkauft wurde . In Vergleichung mit dem Budget von

1841/42 zeigt sich eine reine Mcbreinnabme von 37,840 fl . ,
nach einer im Berichte ausgeführten Berechnung beträgt
der Aufwand für den Centner Salz mit Einschluß der

Verpackung durchschnittlich nicht ganz 1 fl . 13 kr. Dazu
kommen für Frachtvergütung weitere 13 kr . Hiernach
kostet der Centner 1 fl 26 kr. Wird dem Aufwand noch
beigeschlagen 1 ) ein Antheil an den Centralverwaltungs¬
kosten , 2) die dem Staat entgehende Steuer für das Ge¬
werbe , 3 ) ein angemessener Gewerbsgewinn , so läßt sich
der Gesammtaufwand auf etwa 1 kr . per Pfd . anschlagen .
Da der Staat das Salz an die Detailhändler um 2 ' /* fr .

ft

ft.
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per Pfund verkauft , so kann die eigentliche Salzsteuer zu

1 ' /., fr . per Pfund angenommen werden , was bei der

unrerstellten Consumtion von 30,473,400 Pfund eine Ein¬

nahme von 761,835 fl . gewährt . Ale Ertrag der Salz¬

fabrikation bleiben noch übrig 147,532 fl . , in Folge dessen

der in dem Gewerbe stehende und umlaufende Betriebs¬

fond von 1,999 .992 fl . sich über 7 Procent rcntirt .

Ein Antrag der Commission , den chemischen Fabriken das

Salz nicht unter dem Fabrikpreis , also nicht unter 1 fl .

13 kr . abzugeben , während sie ihn bisher für 1 fl . be¬

zogen , wird zurückgenommen , auf die von dem Finanz¬

ministerium gegebene Erklärung , daß die Entziehung dieser

Begünstigung die Fabriken außer Stand setzen würde , die

Concurrenz sowohl mit den übrigen deutschen als auch den

ausländischen Fabriken zu bestehen .

Gegen die einzelnen Positionen wird nichts Wesentliches

erinnert und der Antrag der Commission , der Ausgabe
und Einnahme die Zustimmung zu ertheilen , von der

Kammer genehmigt .
Die Tagesordnung führt hierauf zu der Erstattung

von P e t i t i o n s b e r i ch t e n .
Bissing berichtet 15 über die Bitte von 45 Bürger¬

meistern der Amtsbezirke Borbcrg , Krautheim , Gerlaebs -

heim und Tauberbischofshcim , wegen Aenderung in den

Erneucrungswahlcn der Bürgermeister , in specie Verlän¬

gerung der Dauer ihres Amts .
Die Petenten berufen sich auf die Wichtigkeit dieses

Amtes , welches einen kräftigen , gewandten und mit Gc -

setzcskcnntniffen ausgerüsteten Manu erfordere ; beklagen die

Art , wie jetzt die Vürgermeisterwahlen vorgenommen wür¬

den , wie Privatleivenschast und Interesse mitwirktc und

dieselben oft durch Geld und Trinkgelage entschieden wür¬

den ; hierdurch gehe die Selbstständigkeit des Gewählten

verloren und das Amt werde schlecht verwaltet . DicKennl -

niß so vieler Verordnungen und Gesetze sei erst durch lang¬
jährige Uebung zu erwerben , und eine sechsjährige Amts¬

führung könne höchstens als Lehrzeit betrachtet werken .
Die Commission «heilt diese Gründe nicht . Wenn Bürger -

mcistcrwablen auf unlauterem Wege zu Stande gekommen ,

so werden die Beschwerden darüber bei der Regierung die

gehörige Rücksichtsnahme finden , bei kurzer Dienstzeit wird
ein unwürdiges Subjekt um so früher vom Dienst wcg -
kommen , auch wird der Reiz geringer sehn , ein Amt durch
schlechte Mittel zu erschleichen, dessen kurze Dauer kein hin¬
reichendes Aeguivalent für die gebrachten Opfer darzubie¬
ten vermag . — Die Behauptung , daß eine sechsjährige
Amtsführung nur als Lehrzeit betrachtet werden könne ,
hätte die Commission lieber nicht vernommen ; sie glaubt ,

eine einjährige Dienstzeit werde hinreichen , die Kunst
des Regierens zu erlernen , und bedauert , daß sich die Pc -

j teilten selbst ein solches Armuthszcugniß ausgestellt. Sie
tbcilt vollkommen die Ansicht , welche in dieser Hinsicht der

! Commissionsbericht über die Gemeindeordnung entwickelt
hat . „ Dadurch, " sagt er , „ daß der Bürgermeister nur auf
sechs Jahre gewählt wird , erreicht man den Vorlheil , daß
der AmISsührende , weicher weiß , daß er nach einiger Zeit
in den Kreis seiner Mitbürger zurücktrctcn muß , ein Be¬
nehmen vermeidet , welches ihn der Achtung derselben un¬
würdig machen würde ; es ist zugleich ein Sporn , das
Vertrauen derselbe » du >ch tüchtige Amtsführung zu verdie¬
nen , während dem Uebelstande vorgebeugt wird , daß der ,
welcher auf Lebenszeit gewählt ist, leicht im Besitz deS Am¬
tes , welches ihm nicht mehr geraubt werden kann , die
Stelle zu seinem Vorlheil mißbraucht ." Die Commission
bemerkt noch weiNr , daß eine sechsjährige Amtszeit nicht zu

kurz sei , um woblthätige und gemeinnützige Maßnahmen
eines tüchtigen Bürgermeisters , die vstlleichk im Anfänge
manchem Tadel ausgesetzt wären , zu einer gewissen Reife

zu bringen und ihre Dauer zu verbürgen , anderiuheilS
aber nicht zu lang sei, um durch eine schlechte Amtsfüh¬

rung einer Gemeinde bleibenden Schaden zuznsügen ; —

sie glaubt dadurch den Vorschlag , auf Tagesordnung über -

zuqchen , gerechlferliget .
Knapp trägt , zu Beseitigung der bei den Bürger -

meisterwahlcn so häufig vorkommenden Uebelständcn von

influirender Leidenschaftlichkeit , Privatinteresse re , wovon
die Petition spreche , darauf an , diese an das Staats¬

ministerium mit der Bitte zu überweisen , die Regierung

möge einen Gesetzesentwurf vorlegen , wonach der große
Ausschuß in allen Landgemeinden von 150 bis 200 Bür¬

gern eingeführk werde , wie dieß schon in größer » Ge¬

meinden theilweise der Fall sei.
. Ter Berichterstatter bemerkt , daß der Betreff

der Eingabe ein ganz anderer sei und mit dem Antrag
des Abg . Knapp gar nicht zusaminen hänge .

Junghanns vertbeidigt die Petenten gegen den Vor¬

wurf des Berichts , indem es nicht zu läugnen sei , daß

wer ein solches Ehrenamt neben seinem gewöbnltchen Bc -

rufsgcschäfte bekleide , allerdings einer länger » Zeit dazu
bedürfe , sich mit allen Erfordernissen dazu bekannt zu

machen . Eine Ueberweisung an das Staatsministerium

möchte er übrigens ablebnen , nicht um deßwillen , weck

er die meisten Punkte der Eingabe in Abrede stellte , son¬

dern weil er durch eine kurze Dienstzeit eines Bürger¬

meisters die bürgerliche Freiheit seiner Untergebenen am

meisten geschützt glaubt , wogegen ein auf Lebensdauer
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Gewählter die drückendste Tyrannei auSzuüben im Stande
wäre .

v . Jtzstein ist ganz mit der Ansicht der Commission
einverstanden , kann auch überhaupt nicht glauben , daß
die Kammer je im Sinn haben könnte , eine der besten

Einrichtungen der Gemeindeordnung ändern zu wollen .

Mayer , welcher bemerkt , daß Manchen ihre Dienstzeit

noch zu lang dünke , und Schaaff sprechen noch für den

Antrag auf Tagesordnung , welche sofort von der Kam¬

mer angenommen wird .
2 ) lieber die Bitte von 23 Bürgern zu Dauchingen , um Anf -

rcchlhaltung einiger dort verletzten Gesetze, namentlich in Be¬

zug auf die Wahl und Bestätigung des Bürgermeisters
und dreier Ausschußmitglieder , so wie ungleichmäßige Ver -

theilung des Almendguts , vernachlässigte Unterhaltung dcö

Pfarr - und Schulhaufcs , so wie Mangel an Feldschutz —

auch Untersuchung gegen den Altbürgermeistcr und mehrere

Gemeinderathsmitglieder , wegen Unterschlcif und Dieb¬

stahls . — Mit dieser ist verbunden ein Nachtrag über
weitere Ungesetzlichkeiten in Behandlung deö bisherigen
PsarrverwcserS , willkürliche Zusammensetzung des neuen

StisiungSvorstandcS , und über die Klage der Petenten ,
daß sie von dem Bürgermeister und Bezirksamt der¬

gestalt gedrückt würden , daß man glauben sollte , cS bestehe
für sie weder Gesetz , noch Recht und Gerechtigkeit , welchen

ungesetzlichen Zuständen sie abzuhelfen bitten .
Da von den Petenten keine Enthörung nachgewicscn ist,

so trägt die Commission aus Tagesordnung an , — welche
die Kammer auch annimmt .

Schaaff bemerkt hiezu , es scheine , daß in Dauchingen
überhaupt nicht Alles in der Ordnung hcrgehc , namentlich
möge auch die Handhabung der Polizei nicht die beste
sein , -sonst wäre wohl nicht vor einem Jahr der Abgeordnete
des 37 . AemtcrwahlbczirkS am Hellen Tag in effigie an
den Galgen gehängt worden .

3 ) lieber die Beschwerde vieler Bürger der Gemeinde Sand¬
hofen , die Verweigerung der Abhaltung einer Gemeindever¬
sammlung wegen der Größe ihrer Fohlenweide bctr .

Die Petenten sagen in ihrer Eingabe , wie das von 64
Bürgern eiugereichte Gesuch , wegen der durch die Verrin¬
gerung der Pferdezucht und die bessere anderweitige Be¬
nutzung wünschenswertst gewordene , sogar gebotene Ver¬
kleinerung ihrer bei weitem za großen Foblenwcide , eine
Gemeindeversammlung halten zu dürfen , abgeschlagen wor¬
den sei , obgleich der Bürgerausschuß , laut einer Eingabe
vom 2 . Dezember 18 -tl , die Berufung der Gemeinde für räth -
lich erachtet , also nach dem $ 39 der Gcmcindcordnung
nicht hätte versagt werden dürfen , waS mit dem Anfügcn
geschehen sei , daß ihr Beschluß doch nicht genehmigt werden
würde . Auf die Frage selbst, ob der Flächcnraum der Sand -
Hofer Fohlenweide verringert werden könnte , will sich die

Commission nicht cinlaffcn , glaubt aber , daß aus manchen
aktenmäßigcn Thatsachen eine günstige Ansicht für den
Wunsch der Petenten genommen werden könnte . Bei Ein¬
sichtnahme der Ministerialakten hat sich indessen der Bericht¬
erstatter des Gedankens nicht erwehren können , daß wohl
die höchsten Staatsstellen durch , zum Theil unrichtige und
parteiische Berichte einzelner Behörden zu ihren Entschei¬
dungen geführt worden seien . Einer der Berichte läßt die
Petenten sich mit Politik befassen , und bezeichnet sic
wörtlich als Solche : „ welche einer Partei angehörcn , die
mindestens nicht zur conservativen gehört , sondern dieser
geradezu entgegengesetzt ist . "

Die Hauptfrage , ob nach dem Wunsche der Petenten
die Gemeindeversammlung abgchalkem werden müsse, scheint
der Commission nach Ansicht der Gemeindeordnung außer
Zweifel zu sein . Dem Gesuche von 59 Bürgern um Abhal¬
tung einer Gemeindeversammlung wurde vom Gemeinde -
rakhe nicht entsprochen ; obgleich es dem Geiste der Gemein -
deordnung und insbesondere dem 8 - 38 derselben angemessen
gewesen wäre . Allein nach § . 39 mußt e eine solche Ge¬
meindeversammlung aboekalten werden , da der Bürgeraus -
schuß die Berufung der Gemeinde für räthlich erachtete ,
lieber die Auslegung deS in diesem Paragraphen enthalte¬
nen Wörtchens „ kann " und darüber , daß eine jede der drei
Deaintungen , nämlich Bürgermeister , Gcmcinderath und
Ausschuß , die Gemeinde in jeder Angelegenheit zu beru¬
fen berechtigt ist , enthält die zweite Auflage des Werks des
Ministcrialraths Christ folgendes , welches die Commission
durchaus billigt ( leg . den Zusatz zu § . 39 ) . Auch der Com -
missionSbcricht über die Gemeindcordnung deutet hierauf bin ,
indem er zu diesem Paragraphen einen Zusatz vorschlägt ,
daß nicht allein der Bürgermeister und der Gemeinderath
( wie cs der Rcgierunqscntwurf that ) , sondern auch der
BürqeranSschuß daS Recht haben solle , die Versammlung
der Gemeinde zu begehren ; cö heißt dort ausdrücklich : „ Zu
§ . 39 war ein Zusatz nothwendig , welcher zeigte , daß auch
auf den dlosen Antrag des Bürgerausschusses , wenn selbst
der vilckleicht bei der Sache interessirte Gemcinderath nicht
zustimmt , die Zusammenberufung der Gemeinde geschehen
müsse ." In ähnlichem Sinne drückte sich auch der Minister
Winter in der 39sten Sitzung vom 14 . Juni 1831 auS .
— Eine weitere Verletzung der Gemeindcordnung findet der
Bericht darin , daß der Z . 111 , verglichen mit § . 104 nickt
beobachtet wurde , wornach auf den Wunsch einer Anzahl
Bürger , die doppelt so groß ist , alS der Gemeinderath und
Ausschuß zusaminengenommen , der Bürgermeister ver¬
pflichtet ist, die Gemeinde zu berufen . Erst nachdem diese
beschlossen hätte , die Fohlenweide zu verringern und einen
Theil derselben in den Genuß der Bürger zu geben ( von
250 Bürgern beziehen bisher nur 91 einen Allmendgenuß ) ,
hatte , gemäß § . 15 > der Gemeindeordnung , die Staatsbe¬
hörde die Besugniß , diesen Beschluß durch ihr Veto zu
nichte zu machen , allein von vorn herein die Gemeinbe -
versammlung zu untersagen , lag nicht in ihrem Rechte . —
Die Commission schlägt hiernach vor , diese Petition mit

Empfehlung dem Gr . StaalSministerium zu überweisen .
( Schluß folgt . )
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